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Vorblatt 


Verlängerung des Abkommens über den Handels- 
verkehr und die technische Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 

Libanon 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Das zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Libanesischen Repu- 
blik andererseits für drei Jahre geschlossene Abkommen über 
den Handelsverkehr und die technische Zusammenarbeit ist am 
30. Juni 1971 abgelaufen und soll verlängert werden. 


B. Lösung 

Der Ministerrat der EG hat die Verlängerung des Abkommens 
um ein weiteres Jahr auf der Grundlage des alten Abkommens 
beschlossen. Die Verlängerung des Abkommens wurde zwischen 
den Vertragspartnern in Form eines Briefwechsels vereinbart. 
Die in dem Abkommen geregelten Materien sind nicht in vollem 
Umfang durch die der Gemeinschaft nach dem EWG- Vertrag 
zustehende Vertragsschließungskompetenz gedeckt. Deshalb er- 
bittet die Bundesregierung die Zustimmung des Bundestages zu 
dem am 22. Juli 1971 beschlossenen Verlängerungsabkommen, 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C, Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

Das Abkommen hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die 
öffentlichen Haushalte. 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 22. Juli 1971 zur Ver- 
längerung des Abkommens vom 21. Mai 1965 über den Handels- 
verkehr und die technische Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Mitgliedstaaten 
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— Drucksache VI/2913 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Warnke 


Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/2913 — wurde 
vom Bundestag in der 160. Sitzung am 16. Dezember 
1971 in erster Lesung beraten und an den Ausschuß 
für Wirtschaft federführend und an den Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und den Aus- 
wärtigen Ausschuß mitberatend überwiesen. Die 
mitberatenden Ausschüsse haben den Gesetzent- 
wurf in ihren Sitzungen vom 19. Januar 1972 und 
3. Februar 1972 beraten und ihm zugestimmt. 

Im Abkommen vom 21. Mai 1965 haben einerseits 
der Rat der Europäischen Gemeinschaften und die 
Regierung der Libanesischen Republik Maßnahmen 
zur Erweiterung des Handelsverkehrs und anderer- 
seits die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften und die Regierung der Libanesischen Repu- 
blik die technische Zusammenarbeit vereinbart. Nach 
diesem Abkommen haben die Vertragsparteien des 
Abkommens über den Handelsverkehr sich gegen- 
seitig verpflichtet 

a) auch die Meistbegünstigung nach dem GATT zu 
gewähren und 

b) einen gemischten Ausschuß zur Überwachung, 
insbesondere der ordnungsgemäßen Durchfüh- 
rung der Handelsbestimmungen des Abkommens 
einzusetzen. 


Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten und die Regierung der Libanesischen Republik 
haben sich zur Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
technischen Hilfe verpflichtet. 

Das Abkommen, das für drei Jahre geschlossen 
wurde, ist am 1. Juli 1968 in Kraft und am 30. Juni 
1971 außer Kraft getreten. 

Die Vertragspartner sind übereingekommen, die 
auslaufenden Abkommen zu verlängern. Sie haben 
deshalb in Form eines Briefwechsels die Verlänge- 
rung des Abkommens um ein weiteres Jahr verein- 
bart. Diese Verlängerung bedarf zu ihrer Wirksam- 
keit der Ratifikation durch die Mitgliedstaaten. Bis 
zum Abschluß des Ratifikationsverfahrens sollen die 
bisherigen Abkommen auch nach dem 1. Juli 1971 
provisorisch angewandt werden. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die 
Regierung der Libanesischen Republik wollen in 
Zukunft ihren Handelsverkehr in einem Präferenz- 
abkommen regeln, über das zur Zeit verhandelt 
wird. Es wird angenommen, daß bis zum Ablauf des 
Verlängerungsabkommens die Verhandlungen über 
das Präferenzabkommen erfolgreich abgeschlossen 
sein werden. Für den Fall, daß dieses neue Abkom- 
men sich nicht nahtlos an das zur Zeit geltende Ab- 
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kommen über den Handelsverkehr anschließt, soll mächtigung gegeben, derartigen Verlängerungen 
die Bundesregierung ermächtigt werden, durch durch Rechtsverordnungen zuzustimmen. 
Rechtsverordnung weitere Verlängerungsabkom- 
men, die auch die Materien betreffen, die im Präfe- Der Wirtschaftsausschuß empfiehlt dem Bundes- 
renzabkommen nicht geregelt werden können, in tag, der Ratifikation des Verlängerungabkommens 
Kraft zu setzen. Der Bundestag hat schon bei ande- sowie der Ermächtigung der Bundesregierung, künf- 

ren Gelegenheiten der Bundesregierung die Er- tige Verlängerungen zu vereinbaren, zuzustimmen. 

Bonn, den 4. Februar 1972 

Dr. Warnke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf • — ■ Drucksache VI/2913 — • unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 4. Februar 1972 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Warnke 

Vorsitzender Berichterstatter 
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